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»Kriegsspielverderber«?
Europäische Parlamente und der Irakkrieg 2003

Demokratien unterscheiden sich in Bezug auf ihre Kriegszurückhaltung erheblich.
Doch es wäre voreilig, deswegen die Vermutung einer demokratiebedingten gene-
rellen Friedfertigkeit – im Sinne der monadischen Variante des »Demokratischen
Friedens« – zu verwerfen. Denn die Varianz im internationalen Kriegsverhalten von
Demokratien könnte durch die unterschiedliche demokratische Qualität der natio-
nalen sicherheitspolitischen Entscheidungsverfahren erklärt werden. Wird »Demo-
kratisierung« der Sicherheitspolitik als »Parlamentarisierung« konkretisiert, müss-
ten sich Demokratien mit sicherheitspolitisch starken Parlamenten kriegsaverser
zeigen als solche mit sicherheitspolitisch schwachen Parlamenten – jedenfalls in den
Fällen, in denen die Öffentlichkeit deutlich kriegsabgeneigt ist. Diese Hypothese vom
»parlamentarisch-demokratischen Frieden« wird anhand von 25 europäischen De-
mokratien und ihrer Beteiligung am Irakkrieg 2003 überprüft, indem der Grad der
sicherheitspolitischen Macht ihrer Parlamente, das Ausmaß ihrer nationalen Kriegs-
beteiligung und der Zusammenhang zwischen diesen beiden Faktoren bestimmt wer-
den. Das Ergebnis bestätigt grundsätzlich den vermuteten »parlamentarisch-demo-
kratischen Frieden«, macht zugleich aber auch weiteren Forschungsbedarf deutlich.

Einleitung1

Demokratien sind nicht pazifistisch. Sie verfügen in der Regel über Streitkräfte und
setzen diese auch immer wieder ein. Dennoch unterstellt die Theorie des Demokra-
tischen Friedens, dass Demokratien doch »irgendwie« friedlich(er) sind. Die ein-
schlägige Forschung bezieht sich überwiegend auf den durch empirisch-statistische
Untersuchungen aufgedeckten Doppelbefund, dass Demokratien keine Kriege ge-
geneinander führen, sich aber hinsichtlich ihrer generellen Kriegsbeteiligung nicht
signifikant von Autokratien unterscheiden. Der Großteil der Forschung erkennt nur
diesen Separatfrieden als empirisch erhärtet an und konzentriert sich auf die Suche
nach dessen Ursachen, wobei zunehmend zusätzlich oder alternativ zur demokrati-
schen Verfasstheit weitere Erklärungsfaktoren diskutiert werden, wie beispielsweise
die ökonomische Interdependenz (Handelsfrieden), die Institutionalisierung der zwi-
schenstaatlichen Beziehungen (Friedensbund) oder die gemeinsame Wertebasis und
Identität (Sicherheitsgemeinschaft).2

1.

1 Dieser Beitrag beruht auf den Ergebnissen des von der DFG geförderten Forschungsprojekts
»Parlamentarische Kontrolle militärischer Sicherheitspolitik« (paks) an der Heinrich-Heine-
Universität Düsseldorf (siehe www.paks.uni-duesseldorf.de).

2 Vgl. die Übersichten bei Hasenclever (2003) sowie Geis/Wagner (2006).
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Ganz anders argumentieren hingegen die Vertreterinnen und Vertreter der mona-
dischen Richtung des demokratischen Friedens, indem sie von einer generellen
Kriegszurückhaltung von Demokratien ausgehen. Rummel (1995) formuliert die
Hauptaussage der monadischen Variante programmatisch im Titel eines seiner Auf-
sätze: »Democracies ARE less warlike than other regimes«. Diese Erwartung kann
die monadische Forschung nur plausibel machen, indem sie sich von der im klas-
sischen Doppelbefund verwendeten Dichotomie »Kriegsbeteiligung« vs. »keine
Kriegsbeteiligung« löst und stattdessen als abhängige Variable den Grad der Gewalt-
anwendung in den Außenbeziehungen festlegt. Die Vertreterinnen und Vertreter der
monadischen Richtung erwarten dementsprechend, dass sich Demokratien weniger
gewalttätig verhalten als Nichtdemokratien. Doch selbst wenn die abhängige Variable
»Kriegsbeteiligung« als »Grad der Gewaltanwendung in den Außenbeziehungen«
differenziert wird, scheinen die empirischen Befunde für einen monadischen Demo-
kratischen Frieden auf den ersten Blick nicht überzeugend zu sein, wenn ausgerechnet
»Mutterländer« moderner Demokratie, die USA und Großbritannien, im Jahre 2003
einen weithin als völkerrechtswidrig angesehenen Angriffskrieg gegen den Irak an-
geführt und dabei sogar noch – bei der Behandlung von Kriegsgefangenen, dem Ein-
satz von Foltermethoden oder dem Angriff gegen unbeteiligte Zivilisten – das hu-
manitäre Völkerrecht in eklatanter Weise gebrochen haben.

Es wäre allerdings voreilig, die monadische Vermutung einer demokratiebedingten
generellen Friedfertigkeit zu verwerfen, denn möglicherweise liegt der Schlüssel zur
Erklärung dieses Rätsels darin, auch die unabhängige Variable »Demokratie« weiter
zu differenzieren. Die bisherige Forschung über den »Demokratischen Frieden« ba-
siert in der Regel auf einer unterkomplexen Demokratiedefinition. Politische Systeme
werden dann als Demokratien betrachtet, wenn sie bestimmte Mindestvoraussetzun-
gen erfüllen. Hierzu gehören üblicherweise freie und faire Wahlen, die Erfahrung von
Regierungswechseln, die Öffentlichkeit politischer Entscheidungsprozesse und die
Rechtsstaatlichkeit. Die demokratische Qualität der militärischen Sicherheitspolitik
ist bei der Einstufung zunächst einmal unerheblich. Es ist daher vorstellbar, dass ein
politisches System die allgemeinen Kriterien für eine »Demokratie« erfüllt, auch
wenn es sich am Primat der Außenpolitik orientiert, indem die Entscheidungsgewalt
in Fragen der militärischen Sicherheitspolitik exklusiv in den Händen der (demokra-
tisch legitimierten) Exekutive liegt und diese in ihrem sicherheitspolitischen Handeln
von den in Demokratien sonst üblichen checks and balances sowie institutionellen
Restriktionen weitgehend entbunden ist. Lori Fisler Damrosch spitzt diesen Gedanken
zu und argumentiert, dass diejenigen Demokratien, die sich im Vergleich mit Auto-
kratien nicht signifikant weniger aggressiv bzw. kriegszurückhaltend verhalten, zu
einer Untergruppe demokratischer Länder mit konstitutionellen Anomalien oder Pa-
thologien gerechnet werden müssten (Damrosch 1995: 193).

Die analytische Differenzierung der unabhängigen Variablen »Demokratie« könnte
dabei helfen, das Rätsel des monadischen Friedens zu lösen. Der Befund, dass De-
mokratien als Gesamtgruppe kaum friedlicher sind als Nichtdemokratien, ließe sich
damit erklären, dass in vielen Demokratien die militärische Sicherheitspolitik nicht
hinlänglich demokratisch organisiert ist. Der Einwand, in Demokratien gebe es auf-
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grund der grundsätzlich bestehenden Möglichkeit der Abwahl einer (zu) kriegeri-
schen Regierung durch das Wahlvolk stets einen demokratischen Kontroll- und Sank-
tionsmechanismus, läuft schon aus dem Grund meist ins Leere, da in heutigen
Demokratien sicherheitspolitische Fragen nur selten ausschlaggebend für die Wahl-
entscheidung der Bürgerinnen und Bürger sind (Müller/Risse-Kappen 1990: 384).

Wie kann nun eine solche Differenzierung der Variablen »Demokratie« oder, wie
Miriam Fendius Elman (2000) es nennt, das »unpacking democracy« aussehen? Wie
lässt sich der demokratische Charakter nationaler Sicherheitspolitik operationalisie-
ren und typologisieren? Hier kommt ein Argument von Ernst-Otto Czempiel (1996)
ins Spiel. Auch er hält den undifferenzierten Demokratiebegriff, welcher vorbehaltlos
die Übertragung der Präferenzen und die Partizipationsmöglichkeiten der Bevölke-
rung im politischen Prozess unterstellt, für problematisch. Er betrachtet viele ge-
meinhin als demokratisch bezeichnete Staaten als unvollständige Demokratien. In
ihnen sei die für das Funktionieren des Demokratischen Friedens eigentlich notwen-
dige gesellschaftliche Mitbestimmung in sicherheitspolitischen Fragen nur ungenü-
gend institutionalisiert. Czempiel weist in seinem Plädoyer für eine differenzierte
monadische Perspektive ausdrücklich auf die Kontrollfunktion der Parlamente ge-
genüber der Exekutive in der militärischen Sicherheitspolitik hin (Czempiel 1996:
91). Als responsive Organe transferieren sie konkrete »gesellschaftliche Anforde-
rungen nach einer auf militärische Gewalt verzichtenden Außenpolitik« in den au-
ßenpolitischen Entscheidungsprozess und wirken gegebenenfalls korrigierend auf die
Exekutive ein (Czempiel 1996: 88 f).

Entsprechend diesen Überlegungen ist zu fragen: Bestimmt die Macht von Parla-
menten in der militärischen Sicherheitspolitik den Grad der Beteiligung von Demo-
kratien an militärischen Auseinandersetzungen? Die Frage wäre zu bejahen, wenn
unter der Voraussetzung einer kriegsabgeneigten Öffentlichkeit ausreichend »macht-
volle« Parlamente den Handlungsspielraum der Regierung tatsächlich eingrenzen und
dadurch – pointiert formuliert – den Exekutiven das »Kriegsspiel« verderben. Eine
stärker demokratisierte, d. h. parlamentarisierte Außenpolitik müsste mit einer ge-
ringeren Kriegsbeteiligung der betreffenden Regierung einhergehen.3

Diese Hypothese vom »parlamentarisch-demokratischen Frieden« wird im Fol-
genden am Fall der Irakintervention 2003 empirisch überprüft. Das Untersuchungs-
sample besteht aus 25 europäischen Demokratien: den 15 Staaten, die zum Zeitpunkt
des Irakkrieges 2003 Mitgliedstaaten der Europäischen Union waren, und den zehn
Staaten, mit denen die Verhandlungen über den Beitritt zur Europäischen Union be-
reits abgeschlossen waren und die somit über eine feste Mitgliedschaftsperspektive
verfügten. Eine Fallstudie zur Beteiligung dieser 25 Staaten am Irakkrieg 2003 eignet
sich besonders gut zur Untersuchung der Fragestellung, weil dieses Forschungsdesign
es erlaubt – soweit das angesichts der komplexen Wirklichkeit der internationalen

3 Die Parlamentarisierung der Außenpolitik ist nur eines von vielen Puzzlestücken zur Ent-
schlüsselung des Rätsels des demokratischen Friedens. Weitere Erklärungen könnten in der
Präferenzbildung der Bürger, der medialen Vermittlung der Sicherheitspolitik oder der Struk-
tur der Parteiensysteme, um nur einige Beispiele zu nennen, zu finden sein.
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Beziehungen überhaupt möglich ist –, die unabhängigen Variablen bei einer relativ
großen Zahl einbezogener Demokratien zu kontrollieren.

Die gewählte Fallstudie lässt sich besonders durch die folgenden drei Argumente
begründen. Erstens wurde der Irakkrieg in allen Ländern des Untersuchungssamples
zu einem Thema, das für die jeweiligen nationalen Öffentlichkeiten nicht nur wichtig
war, sondern zu dem diese eine politisch eindeutige – durchweg klar ablehnende –
Meinung äußerten. Das Institut EOS Gallup führte im Januar 2003 in allen unter-
suchten Ländern eine repräsentative Meinungsumfrage durch, nach der in allen Staa-
ten mindestens 60 Prozent, meistens sogar über 80 Prozent der Befragten eine Betei-
ligung ihres Landes an einer Irakintervention ohne UN-Mandat ablehnten (vgl. EOS
Gallup 2003; Hummel 2007 b, c). Anders als z. B. im Zusammenhang mit dem Ko-
sovokrieg oder dem Afghanistankrieg kann für den Fall des Irakkrieges in allen un-
tersuchten Systemen von einer politisch eindeutig kriegsaversen Öffentlichkeit aus-
gegangen werden. Unterschiede bei der Kriegsbeteiligung der einzelnen Länder
lassen sich daher nicht durch Unterschiede bei der jeweiligen öffentlichen Meinung
erklären.

Zweitens haben sich alle Länder des Samples im Rahmen der EU auf eine Ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) verpflichtet und orientieren sich
damit offiziell an gemeinsamen Sicherheitsperzeptionen und -strategien. Es ist zwar
richtig, dass zum Zeitpunkt des Irakkrieges 2003 nicht alle Länder des Samples auch
Mitglieder der NATO waren. Doch die Differenz zwischen einer Mitgliedschaft und
einer Nichtmitgliedschaft in der transatlantischen Sicherheitsorganisation kann da-
durch relativiert werden, dass zusätzlich zu den 14 Ländern des Samples, die 2003
der NATO angehörten, weitere fünf, und zwar Estland, Lettland, Litauen, die Slo-
wakei and Slowenien, 2002 bereits Beitrittsverhandlungen mit der NATO aufgenom-
men hatten.4 Weitere vier Länder – Finnland, Irland, Österreich und Schweden –
gehörten 2003 dem Partnership for Peace-Programm der NATO an. Daher waren
zum Zeitpunkt des Irakkrieges von den 25 Ländern des Samples nur Malta und Zypern
mit der NATO nicht vertraglich verbunden. Im Rahmen des Untersuchungssamples
erscheint es daher unwahrscheinlich, dass eine unterschiedliche Kriegsbeteiligung
durch unterschiedliche geostrategische Grundorientierungen der untersuchten Länder
bedingt ist.5

Drittens handelte es sich bei der Frage einer Unterstützung des Irakkrieges 2003
um eine Grundsatzentscheidung gemäß der Typologie außenpolitischer Entscheidun-
gen (Haftendorn 1990). Dieser Entscheidungstyp ist im Gegensatz zu exklusiven
Krisenentscheidungen (klassisch: Kuba-Krise) oder bürokratischen Routineentschei-
dungen (z. B. viele kleinere peacekeeping-Einsätze) durch eine breite politische Be-
teiligung gekennzeichnet. Wenn Parlamente die Legitimationsbasis für wesentliche
Beschlüsse bereitstellen, dann müsste gerade für solche Entscheidungen die parla-

4 Sie traten am 29.3.2004 der NATO offiziell bei.
5 Die später vorgestellten Untersuchungsergebnisse zeigen, dass signifikante Unterschiede in

Bezug auf die Kriegsbeteiligung gerade innerhalb der Gruppe der NATO-Mitglieder beste-
hen, die NATO-Mitgliedschaft also gerade nicht als entscheidende Erklärungsvariable anzu-
sehen ist.

Aufsätze

8

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2009-1-5
Generiert durch IP '18.224.30.37', am 07.06.2024, 18:14:10.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2009-1-5


mentarische Kontrolle (wenn vorhanden) ein relevanter Faktor sein. Und gerade bei
der interessierenden Variable der einschlägigen parlamentarischen Machtbefugnisse
wären Unterschiede zu erwarten, nicht zuletzt da die untersuchten Länder verschie-
denen Verfassungstypen angehören und sich zu unterschiedlichen Zeiten demokra-
tisiert haben.

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut: In Abschnitt 2 erfolgt zunächst eine kurze Zu-
sammenfassung des gegenwärtigen Standes der Debatte über den Zusammenhang
zwischen (demokratischer) Verfasstheit und (friedfertigem) Außenverhalten. Daran
anknüpfend wird eine eigens entwickelte Typologie parlamentarischer Macht in Fra-
gen militärischer Gewaltanwendung vorgestellt und auf die 25 europäischen Parla-
mente angewendet. In Abschnitt 3 wird eine weitere Typologie zur Klassifizierung
des Einsatzes militärischer Gewaltmittel entwickelt und zur Einordnung der Beteili-
gung der 25 europäischen Staaten am Irakkrieg 2003 herangezogen. Im Anschluss
daran werden die Ergebnisse der Analyse mittels einer Kreuztabellierung in einen
Zusammenhang gestellt und interpretiert. Die Befunde werden diskutiert und anhand
unterschiedlicher statistischer Maßzahlen auf ihre Signifikanz untersucht. Abschlie-
ßend werden die Untersuchungsergebnisse in die Debatte um den Demokratischen
Frieden eingebettet und weiterführende Forschungsfragen formuliert.

Theoretischer Rahmen:
Der Demokratische Frieden aus monadischer Perspektive6

Zwischen monadischem »revival« und dyadischem Separatfrieden

Warum sollten sich Demokratien friedfertiger verhalten als Nichtdemokratien? So-
wohl die dyadische als auch die monadische Version des Demokratischen Friedens
sieht die Ursachen für das friedfertigere7 Außenverhalten von Demokratien zum einen
in rational-institutionalistischen und zum anderen in normativ-kulturellen Faktoren

2.

2.1.

6 Vgl. ausführlich Dieterich (2007 a). Umfangreiche Überblicke bieten die Literaturberichte
von Geis/Wagner (2006); Hasenclever (2003); Geis (2001). Neuerdings werden insbesondere
die Bedeutung wirtschaftlicher Interdependenz, internationaler Institutionen sowie des
Völkerrechts thematisiert (vgl. u. a. Russett/Oneal 2001; Mansfield/Pevehouse 2003, 2006;
Dembinski et al. 2004). Auf diese Ansätze soll im Weiteren jedoch nicht eingegangen werden.

7 Der Begriff »friedfertig« wird hier verstanden als generell geringere Kriegsneigung von De-
mokratien im Sinne eines gewaltvermeidenden Außenverhaltens. »Gewaltvermeidend«
meint in diesem Zusammenhang allerdings nicht, dass sich Demokratien nicht grundsätzlich
an Kriegen beteiligen. Es wird vielmehr angenommen, dass für demokratische Staaten die
Anwendung von Gewalt als Mittel der Außenpolitik nicht an erster Stelle steht (vgl. Nielebock
1993: 182). Vgl. für diese »schwache Version« der monadischen Theorievariante auch
MacMillans Verständnis des Begriffs »peace-prone«: »›Peace-prone‹ refers to the inclination
or ›will‹ to peace whilst ›peaceful‹ has the rather different meaning of having attained the
state of peace« (MacMillan 2004 a: 180).
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begründet.8 Im Mittelpunkt rational-institutionalistischer Erklärungsansätze steht die
Beschränkung des Handlungsspielraums politischer Entscheidungsträger durch die
kriegsaversen Präferenzen der Bürgerinnen und Bürger sowie durch die Schwerfäl-
ligkeit demokratischer Institutionen. Das Argument des rational kalkulierenden Bür-
gers, der den Krieg als Gefahr für Besitz und Leben wahrnimmt und ihn deshalb
ablehnen muss, findet sich bereits bei Immanuel Kant (2002). Neben den Präferenzen
der Bürger, die auf dem Wege der politischen Partizipation in die Entscheidungspro-
zesse des politischen Systems einfließen, wird auch demokratischen Institutionen als
solchen eine gewaltmindernde Wirkungskraft zugeschrieben, die sich unter anderem
aus den Attributen der Gewaltenteilung oder den Transparenzpflichten ergibt (Müller
2002: 54). Normativ-kulturelle Erklärungsansätze des »Demokratischen Friedens«
betonen hingegen die Bedeutung der spezifischen politischen Kultur und Sozialisa-
tion von Demokratien. Sie gehen davon aus, dass die in demokratischen Gesellschaf-
ten verankerten Werte und Normen, wie beispielsweise die friedliche Bearbeitung
von Konflikten und die Achtung der Menschenrechte, analog nach außen übertragen
werden und ein gewaltvermeidendes Außenverhalten von Demokratien zur Folge ha-
ben (Hasenclever 2003: 205).

Das Forschungsprogramm zum Demokratischen Frieden wurde lange Zeit, gestützt
auf den empirischen Doppelbefund, von der dyadischen Theorievariante dominiert.
Die monadische Variante blieb bis auf wenige Ausnahmen weitestgehend unbeach-
tet.9 Mitte der 1990er Jahre begann sich jedoch auf Grundlage neuerer empirischer
Untersuchungen, die auf eine generelle äußere Friedfertigkeit von Demokratien hin-
deuteten, eine Veränderung abzuzeichnen (Ray 1995: 19). Diese Befunde wurden in
der Folgezeit durch weitere Studien bestätigt und die Forschung über den monadi-
schen Frieden gewann zusehends an Bedeutung.10 Im Rahmen dieser Entwicklung,
die auch als monadische »Wende« oder als monadisches »revival« bezeichnet wird
(MacMillan 2003), werden die Versuche dyadischer Theoriebildung zunehmend kri-
tisch hinterfragt und damit konfrontiert, dass bisher keine kohärente Erklärung für

8 Als rational-institutionalistische Erklärungsfaktoren werden beispielsweise angeführt: in-
stitutionelle Hindernisse im Entscheidungsprozess (Morgan/Schwebach 1992; Schweller
1992), die Einflüsse kriegsablehnender gesellschaftlicher Gruppen auf die am Amtserhalt
interessierten politischen Entscheidungsträger (siehe u. a. Rummel 1995; Siverson 1995;
Bueno de Mesquita et al. 1999), die Bedeutung des demokratischen Wahlmechanismus
(Gaubatz 1999) oder die Wirkung politischer Signalspiele (Fearon 1995; Schultz 2001).
Zu den normativ-kulturellen Erklärungsansätzen gehört v. a. die spezifische Wirkkraft
liberaler Werte und Normen bei der Beförderung eines gewaltvermeidenden Außenver-
haltens (MacMillan 1998; Dixon/Senese 2002).

9 Rudolph R. Rummel beschäftigte sich bereits zu Beginn der 1980er Jahre mit der spezifi-
schen Gewaltzurückhaltung demokratischer Staaten und fand in mehreren Studien Belege
dafür, dass Demokratien sowohl in ihrem Verhältnis untereinander als auch in ihrem
Außenverhalten generell friedlicher agieren als Nichtdemokratien (vgl. Rummel
1979-1981, 1983, 1985).

10 Siehe u. a. Rummel (1995); Siverson (1995); Benoit (1996); Czempiel (1996); Elman
(1997, 2000); Ray (2000); Russett/Oneal (2001); MacMillan (2003, 2004 a, b). Für eine
Kritik der neueren empirischen Befunde vgl. u. a. Henderson (2002: 56-58).
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eine lediglich zwischen den Demokratien herrschende Kriegszurückhaltung gefunden
werden konnte (Geis 2001: 287 f).11

Darauf, dass es sich bei der Renaissance der monadischen Theorieversion um mehr
als nur einen kurzfristigen monadic moment handelt, weist eine wachsende Zahl von
Studien hin, die einzelne Staaten nach ihren demokratischen Strukturen differenzieren
oder monadische Theorieannahmen mit Ansätzen der Außenpolitikanalyse verbinden
(u. a. Keller 2005; Russett 2005). Da sich beide Theorievarianten in ihren Erklärungen
auf dieselben rational-institutionalistischen oder normativ-kulturellen Faktoren be-
ziehen, spricht vieles dafür, dass dyadische und monadische Erklärungsmodelle letzt-
lich aufeinander aufbauen (Müller 2002: 48) und für eine Weiterentwicklung der
Theorie in einen breiteren Rahmen integriert werden müssen.12

Die Gültigkeit der ursprünglichen monadischen Erwartung, alle Demokratien wür-
den nach außen gewaltvermeidend handeln, wird durch die empirisch zu beobach-
tende erhebliche Varianz im äußeren Konfliktverhalten demokratischer Staaten in
Frage gestellt. Bislang geht die Forschung auf unterschiedliche Weise mit diesem
Rätsel um. Ein Forschungsstrang thematisiert die Ambivalenz liberaler Gesellschafts-
ordnungen. So deckt Müller (2002, 2004) »Antinomien des Demokratischen Frie-
dens« auf. Die unterstellte Präferenzstruktur der rational kalkulierenden und friedlich
sozialisierten Bürgerinnen und Bürger müsse nicht immer automatisch zu einem
kriegsvermeidenden Verhalten führen. Kosten-Nutzen-Kalküle, demokratische Wer-
te und Normen sowie Strukturen demokratischer Institutionen würden vielmehr unter
bestimmten Bedingungen nicht die Vermeidung, sondern im Gegenteil die Anwen-
dung von Gewalt begründen.13 Müller schlägt daher vor, zwischen »militanten« und
»pazifistischen« Demokratien zu unterscheiden, um die Varianz im demokratischen
Konfliktverhalten zu erklären (Müller 2007; Müller/Wolff 2006).14 Nur für letztere
träfen die Erwartungen im Sinne des monadischen demokratischen Friedens zu. In
dieser Forschungsrichtung verschiebt sich das Erkenntnisinteresse vom Nachweis der
Friedfertigkeit von Demokratien hin zur Erforschung der spezifischen Bedingungen
»demokratischer Kriege«.15

11 Auch Russett und Oneal weisen auf die Schwierigkeiten einer separaten Theoriebildung
hin: »If it were true that democracies rarely fought each other but were not more peaceful
in general, we would need a good theoretical explanation for that. Many people have tried
to produce one« (Russett/Oneal 2001: 50).

12 Auch John MacMillan (2003: 233) argumentiert: »The inter-liberal peace is not an iso-
lated pacifism, but part of a broader liberal states peace proneness«. Vgl. Czempiel (1996)
und Russett/Oneal (2001: 50).

13 Bereits Ernst-Otto Czempiel unterstellt, dass die Präferenzen der Bürger nicht per se zum
Frieden führen. Er geht davon aus, dass deren vermutete friedensfördernde Wirkung unter
bestimmten Umständen ausgehebelt werden kann. Diese Bedingungen begreift Czempiel
jedoch nicht als besondere Merkmale von Demokratien, sondern als Demokratisierungs-
defizite (Czempiel 1996: 89).

14 So bereits Müller/Risse-Kappen (1990).
15 Vgl. Henderson (2002); Reiter/Stam (1998, 2002, 2003); Desch (2002); Pickering (2002);

Pickering/Kisangani (2005); Rousseau (2005); Geis et al. (2006, 2007). Im Mittelpunkt
stehen dabei insbesondere »demokratie- oder liberalismusspezifische Anreize zur Gewalt-
anwendung, dementsprechende Rechtfertigungen von Militäreinsätzen und [...] spezifi-
sche Arten der Kriegsführung« (Geis et al. 2007: 71 f).
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Ein anderer Forschungsstrang der monadischen Debatte geht dagegen weiterhin
von einer inhärenten Friedensfähigkeit der liberalen Demokratie aus, problematisiert
jedoch das Demokratiekonzept, das den bisherigen Erklärungsversuchen zugrunde
liegt. Wie eingangs erwähnt, gelten politische Systeme in den meisten einschlägigen
Untersuchungen dann als Demokratien, wenn sie bestimmte Mindestvoraussetzungen
erfüllen.16 Ausgehend von diesen allgemeinen Kriterien wird angenommen, dass die
gewählten Entscheidungsträger aller als demokratisch qualifizierten Staaten ver-
gleichbaren institutionellen Beschränkungen unterliegen. Dabei wird vorbehaltlos
unterstellt, dass die rational-kalkulierten und/oder friedlich-sozialisierten Präferenzen
der Bürger gleichsam automatisch in den Entscheidungsprozess übertragen werden
und in der Folge zu einer friedfertigen Außenpolitik führen. Der Frage, ob und in
welchem unterschiedlichen Maße gesellschaftliche Präferenzen über die Partizipati-
ons- und Repräsentationsmöglichkeiten der Bürger tatsächlich in den politischen
Entscheidungsprozess übertragen werden, wird dabei nur wenig Beachtung ge-
schenkt.17

»Unpacking democracy«: Öffnung des Regimetyps Demokratie

Innerhalb der monadischen Debatte wird mittlerweile der undifferenzierte Demokra-
tiebegriff mehr und mehr kritisch betrachtet und werden die Unterschiede zwischen
den einzelnen Demokratien in der Ausgestaltung ihrer demokratischen Strukturen
näher beleuchtet. Bereits Anfang der 1990er Jahre stellten Studien einen Bezug zwi-
schen der unterschiedlichen Ausprägung demokratischer Entscheidungsstrukturen
und dem Außenverhalten von Demokratien her, wobei die konkreten Kausalzusam-
menhänge zum damaligen Zeitpunkt nur ansatzweise thematisiert wurden (Morgan/
Campell 1991; Morgan/Schwebach 1992; Maoz/Russett 1993). Einen Schritt weiter
geht Elman, die in Anlehnung an klassische Kategorien der vergleichenden Regie-
rungslehre vier demokratische Subtypen unterscheidet (Elman 2000). Sie argumen-
tiert, dass sich kriegsablehnende gesellschaftliche Präferenzen in Präsidialdemokra-
tien und parlamentarischen Koalitionssystemen aufgrund der größeren Zugangs- und
Mitsprachemöglichkeiten der Parlamente im Entscheidungsprozess eher als in ande-
ren Systemtypen wie Westminster-Demokratien gegen kriegsbefürwortende Präfe-

2.2.

16 So orientiert sich die Mehrzahl der quantitativen Arbeiten zum demokratischen Frieden
bei der Kodierung des Faktors »Demokratie« am POLITY-Datensatz (Geis 2001; Hummel/
Marschall 2007: 6). Für eine kritische Diskussion gängiger Demokratieindizes vgl. u. a.
Munck/Verkuilen (2002).

17 Dabei identifizierte bereits Immanuel Kant (2002) die »Beistimmung des Staatsbürgers«
zur Außenpolitik als zentrale Friedensursache.
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renzen der Exekutive durchsetzen könnten.18 Durch die Unterscheidung demokrati-
scher Subtypen, in denen die jeweiligen Präferenzen der Gesellschaft auf der einen
sowie der Regierung auf der anderen Seite abhängig von der jeweiligen Ausgestaltung
der Beziehung zwischen Exekutive und Legislative in unterschiedlichem Maße den
Entscheidungsprozess beeinflussen können, gelingt es Elman, außenpolitische Ver-
haltensoptionen demokratischer Staaten aus ihrer inneren Verfasstheit heraus zu er-
klären. Auch der Einsatz von Gewalt als Mittel der Außenpolitik kann unter Ver-
wendung der Typologie Elmans analysiert werden, ohne dass dabei der Regimetyp
des Gegenübers berücksichtigt werden muss (Nielebock 2004: 181).19

In neueren Studien werden demokratische Staaten nicht mehr ausschließlich nach
dem Regierungssystem differenziert, sondern situativ entlang der jeweiligen legisla-
tiven Beschränkungen, denen die Exekutive in unterschiedlichen Regierungskonstel-
lationen unterliegt und von denen vermutet wird, dass sie einen spezifischen Einfluss
auf das äußere Verhalten von Staaten ausüben. So finden beispielsweise Michael J.
Ireland und Sigmund Scott Gartner (2001) in ihrer Studie Belege dafür, dass Min-
derheitsregierungen weniger zur Initiierung von Konflikten neigen als Mehrheitsre-
gierungen, da die Exekutiven in dieser Konstellation durch eine größere Anzahl »par-
teipolitischer« Veto-Spieler bei der Durchsetzung ihrer Präferenzen begrenzt
werden.20

Erste Forschungsergebnisse, die auf die friedensfördernde Wirkung demokratisier-
ter Außenpolitik in Form der Parlamentarisierung hinweisen, finden sich in einem
Beitrag von Dan Reiter und Erik Tillman (2002). Sie differenzieren Demokratien in
ihrer Untersuchung unter anderem nach der jeweiligen spezifischen »foreign policy
power« der Legislative und entdecken Belege für einen Zusammenhang zwischen
dem Grad parlamentarischer Gestaltungs- und Kontrollmacht im außenpolitischen
Entscheidungsprozess und der Wahrscheinlichkeit einer Konfliktinitiierung.

Die Erkenntnis aus diesem Forschungsüberblick lautet, dass es auf der Suche nach
einer Erklärung für die Varianz im äußeren Konfliktverhalten von Demokratien not-
wendig ist, den Faktor Demokratie näher zu spezifizieren und demokratische Systeme
zu differenzieren. Die Vermutung, dass ein Zusammenhang zwischen der unter-
schiedlichen Ausgestaltung institutioneller Strukturen im außenpolitischen Entschei-
dungsprozess und dem Grad der äußeren Friedensorientierung von Demokratien be-
steht, ist hochplausibel. Allerdings, und dies ist die zweite Erkenntnis, erweisen sich

18 Elman weist in diesem Zusammenhang allerdings darauf hin, dass umkehrt auch kriegs-
befürwortende gesellschaftliche Präferenzen in Präsidialdemokratien und parlamentari-
schen Koalitionssystemen aufgrund der größeren Einflussmöglichkeiten der Legislative
entgegen einer möglicherweise kriegsablehnenden Exekutive den Einsatz äußerer Gewalt
bewirken können: »In presidential democracies […] while the executive may not favor
aggression, the logrolling of powerful societal groups in Congress may nevertheless lead
the state down that road« (Elman 2000: 99).

19 Neben Elman klassifizieren auch Susan Peterson (1995) und David Auerswald (1999,
2000) demokratische Regierungssysteme nach der Ausprägung ihrer institutionellen Struk-
turen und dem Ausmaß gesellschaftlicher Einflussmöglichkeiten auf den außen- und si-
cherheitspolitischen Entscheidungsprozess.

20 Vgl. auch Prins/Sprecher (1999); Palmer et al. (2004). Eine theoretische und methodische
Kritik dieser Ansätze findet sich bei Kaarbo/Beasley (2008).
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die bislang entwickelten Subtypen, die Demokratien nach Regierungssystem oder
-konstellation unterscheiden, als unzureichend für die Besonderheiten des Politikfelds
der Außensicherheitspolitik.

Gerade im Hinblick auf die militärische Beteiligung europäischer Staaten am Irak-
krieg 2003 treten die Grenzen der bisherigen Ansätze zur Differenzierung von De-
mokratien deutlich hervor: Staaten, die beispielsweise nach der Typologie Elmans
alle zum Subtypus der parlamentarischen Koalitionssysteme zählen, haben sich – trotz
durchgängig deutlicher Ablehnung durch eine Bevölkerungsmehrheit – in unter-
schiedlichem Maße an den Kriegshandlungen beteiligt.

Weiterführende Erkenntnisse bedürfen daher einer politikfeldspezifischen Typo-
logisierung demokratischer Systeme. Dementsprechend differenziert der hier vorge-
stellte Ansatz die institutionelle Struktur von Demokratien entlang der sicherheits-
politischen Rolle der Parlamente innerhalb des jeweiligen Regierungssystems.

Parlamentarische Macht in Fragen militärischer Gewaltanwendung

Vorschläge zur Messung parlamentarischer Macht

Zur Überprüfung der Hypothese vom »parlamentarisch-demokratischen Frieden« ist
es erforderlich, die politikfeldspezifische Macht von Parlamenten gegenüber ihren
jeweiligen Regierungen zu messen. Bislang liegen jedoch kaum Ansätze vor, mit
deren Hilfe diese Machtpotenziale systematisch erfasst und typologisiert werden
können. So hat sich die Parlamentarismusforschung bislang nur unzureichend mit der
sicherheitspolitischen Rolle der Parlamente auseinandergesetzt. Die Rolle von Par-
lamenten in der Außen- und Sicherheitspolitik gilt als marginal und steht nicht im
Zentrum von Parlamentsanalysen – mit Ausnahme der einschlägigen Forschungen
zum US-Kongress.21 Pauschal ist von einem »Niedergang der Parlamente« (von Bey-
me 1998) die Rede oder von einer Entmachtung der Volksvertretungen bei Dominanz
einer exekutiv bestimmten »Staatsräson« (Wolf 2000).22 Erst neuerdings, im Zuge
einer intensivierten wissenschaftlichen Beschäftigung mit der sich weiter vertiefen-
den Europäischen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP),23 dem Bereich zivil-mili-

3.

3.1.

21 Zu den war powers der USA siehe u. a. Kittel (1993); Dahmer (1998); Fisher/Adler (1998);
George/Morgan (1999); Boylan (2001); Prins/Marshall (2002); Glennon (2003);
Hendrickson (2002); Grimmett (2002, 2003); Kremp (2003); Fisher (2004); Howell/Pe-
vehouse (2005, 2007).

22 Kaiser (1996: 324); Seidelmann (1997: 123); von Beyme (1998); Wolf (2000). Diese De-
batte reiht sich ein in den generellen Diskurs über eine »Ent-« oder »Deparlamentarisie-
rung« des politischen Prozesses. Neben innenpolitischen Faktoren werden die »Europäi-
sierung« und »Globalisierung« für eine Schwächung nationaler Parlamente verantwortlich
gemacht; vgl. Andersen/Burns (1996); Zürn (1996, 1998). Freilich lassen sich auch in der
Literatur und Empirie Hinweise darauf finden, dass kein Ende des parlamentarischen Zeit-
alters, sondern lediglich dessen Transformation anstehe; vgl. Marschall (2002) mit weite-
ren Verweisen.

23 Vgl. Born et al. (2008); Wagner (2006 a); Bono (2005); Barbé/Herranz (2005); Gourlay
(2004); Mittag (2003).
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tärischer Beziehungen (Kümmel 2002; Born et al. 2004) und der demokratischen
Kontrolle des Sicherheitssektors (Born/Hänggi 2004, 2005; Livingston 2005; Born
et al. 2005), finden nun auch europäische Parlamente in der Forschung zusehends
Beachtung. Erste politikfeldspezifisch vergleichende Studien zeigen bereits, dass
zwischen europäischen Parlamenten eine mitunter erhebliche Varianz in Umfang und
Reichweite der außen- und sicherheitspolitischen Kontrollkompetenzen besteht und
einzelne nationale Parlamente in der Lage sind, den Handlungsspielraum der Exeku-
tiven merklich einzuschränken (Maillet 1999; Nolte 2003).

Ein Ansatz, die politikfeldspezifische Macht von Parlamenten im Hinblick auf mi-
litärische Interventionen und die Anwendung militärischer Gewalt zu bestimmen,
bestünde darin, die politikfeldspezifische Macht des US-Kongresses zum Maßstab zu
nehmen, denn das US-amerikanische Parlament gilt in weiten Teilen der Literatur
nicht zuletzt wegen der War Powers Resolution als Prototyp eines außen- und si-
cherheitspolitisch machtvollen Parlaments. In der vom US-Kongress im Jahr 1973
verabschiedeten Resolution ist festgelegt:

»That the collective judgment of both the Congress and the President will apply to the
introduction of United States Armed Forces into hostilities, or into situations where im-
minent involvement in hostilities is clearly indicated by the circumstances, and to the con-
tinued use of such forces in hostilities or in such situations« (War Powers Resolution Sec
2(a); zitiert nach Kittel 1993: 50).

Setzt die Regierung US-Streitkräfte im Ausland ein, so beansprucht das US-ame-
rikanische Parlament gemäß der War Powers Resolution weitreichende Zustim-
mungs- bzw. Rückholrechte und Auskunftsansprüche gegenüber dem Präsidenten.

Die sicherheitspolitische Macht des US-amerikanischen Parlaments als Maßstab zu
nehmen, erweist sich allerdings bei näherer Betrachtung als nicht hilfreich. So ist die
War Powers Resolution in den USA verfassungsrechtlich umstritten. Die US-Präsi-
denten pochen auf ihre konstitutionelle Rolle als Oberbefehlshaber der Streitkräfte
und tendieren dazu, die Resolution zu umgehen; der Oberste Gerichtshof hat in dieser
Frage noch nicht klärend geurteilt und auch unter den Verfassungsrechtlern gibt es
keinen Konsens über den Umfang der parlamentarischen Kompetenzen in der Si-
cherheitspolitik (Damrosch 1995: 192). Hinzu kommt, dass im präsidentiellen System
der USA sowohl der direkt gewählte Präsident als auch der Kongress unmittelbare
demokratische Legitimation für sich beanspruchen können, jedoch auch in gleicher
Weise responsiv gegenüber einer kriegsaversen Bürgerschaft sein müssten. Schließ-
lich eignen sich die USA auch wegen ihrer internationalen sicherheitspolitischen
Sonderstellung nicht als benchmark für andere Demokratien.

Einen alternativen Weg schlägt das Genfer Centre for the Democratic Control of
Armed Forces (DCAF) ein. Hans Born und Heiner Hänggi (2004, 2005) berücksich-
tigen die Ressourcen der parlamentarischen Kontrolle der militärischen Beteiligung
an internationalen Friedensmissionen in Form der verfassungsmäßigen und gesetzli-
chen Rechte sowie die finanzielle und personelle Ausstattung der betreffenden Par-
lamente. Auch Wolfgang Wagner (2006 b) konzentriert sich auf die parlamentarische
Zustimmungspflicht im Rahmen des nationalen Entsenderechts.
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Die präsentierten Vorschläge reichen noch nicht aus, die parlamentarische Macht
in Fragen der Beteiligung an militärischer Gewaltanwendung adäquat zu erfassen, da
sie auf weniger gewalthaltige Friedensmissionen bzw. allein auf das Entsenderecht
fokussieren. Im Folgenden wird daher ein eigenes Messinstrument zur Bestimmung
der parlamentarischen Macht entwickelt, das auch massive Militäreinsätze und deren
innenpolitische Implikationen im Sinne des Demokratischen Friedens abdecken so-
wie Ergänzungen und funktionale Äquivalente zum Entsenderecht berücksichtigen
soll (Hummel/Marschall 2007). Dabei wird parlamentarische Macht nicht nur als
»Begrenzung« des gouvernementalen Handlungsspielraums durch die Parlamente
(im enggefassten Sinne von »Kontrolle«), sondern gegebenenfalls auch als »Mit-
steuerung« durch die Parlamente verstanden (vgl. Steffani 1989; Schwarzmeier
2001).

Eine neue Typologie parlamentarischer Macht

Die hier vorgeschlagene Bestimmung parlamentarischer Macht in der Sicherheitspo-
litik, speziell bei der Frage der militärischen Gewaltanwendung, setzt an den in der
Parlamentarismusforschung üblicherweise unterschiedenen vier parlamentarischen
»Funktionen« an, die als Macht-»Ressourcen« konzeptionalisiert werden können
(Marschall 2005: Kap. III. 2): (1) Gesetzgebungsressourcen, (2) Kontrollressourcen,
(3) Kommunikationsressourcen und (4) (Ab-)Wahlressourcen.

Legislative Ressourcen

Zu den sicherheitspolitischen Gesetzgebungskompetenzen des Parlaments, die rele-
vant für den Demokratischen Frieden sind, gehört an erster Stelle das Entsenderecht.
Daher ist zu erfassen, ob und inwiefern die Parlamente an der Entscheidung, Truppen
in militärische Konflikte zu entsenden, beteiligt sind. Wichtig ist, zu welchem Zeit-
punkt des Entscheidungsprozesses parlamentarische Körperschaften eingebunden
werden. Eine ex-ante-Beteiligung des Parlaments (also eine Beteiligung vor der Ent-
sendung) stellt eine größere Machtressource dar, da bei einer ex-post-Einbindung das
Parlament bereits vor vollendete Tatsachen gestellt wird.

Die Zustimmungspflicht kann mit Ausnahmen versehen werden, beispielsweise bei
Unterschreiten einer Mindestgröße der zu entsendenden Einheiten, für Einsätze einer
bestimmten Qualität oder innerhalb eines bestimmten institutionellen Rahmens (zum
Beispiel bei der Beteiligung an friedenserhaltenden Einsätzen der UN oder für Ein-
sätze der Bündnismitglieder im Rahmen der NATO). Sie kann aber auch erweitert
werden auf geheime Einsätze von Spezialtruppen, auf die militärische Nutzung des
nationalen Territoriums (Überflug- oder Transitrechte), auf die militärische Nutzung
der nationalen Infrastruktur (Versorgung ausländischer Truppen in nationalen See-
oder Flughäfen, Nutzung inländischer Militärstützpunkte durch ausländische Streit-
kräfte usw.) oder auf die logistische Unterstützung ausländischer Streitkräfte. Einen

3.2.

3.2.1.
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Sonderfall legislativer Kompetenzen stellen Verfassungsbestimmungen zur Neutra-
lität dar, sofern diese auf parlamentarischem Beschluss beruhen. Auch dadurch
schränkt das Parlament den gouvernementalen Handlungsspielraum effektiv ein, so-
dass solche Regelungen als strukturelles parlamentarisches Veto zu verstehen sind.
Konstitutionelle Beschränkungen können sogar so weit gehen, dass sich ein eigenes
Entsenderecht erübrigt. Daher kann allein aus dem Fehlen eines spezifischen Ent-
senderechts nicht auf schwache parlamentarische Macht in Fragen militärischer Ge-
waltanwendung geschlossen werden.

Eine Erweiterung oder ein funktionales Äquivalent zum Entsenderecht stellt das
Haushaltsrecht dar. Denkbar ist, dass ein Parlament zwar nicht über spezifische Kom-
petenzen im Rahmen der Truppenentsendung verfügt, jedoch die Einzelbudgets jedes
einzelnen Auslandseinsatzes der Streitkräfte bewilligen oder in Form eines Nach-
tragshaushalts laufende Einsätze nachfinanzieren muss. Dadurch wäre das Parlament
indirekt, aber effektiv an der Mitsteuerung von Auslandseinsätzen beteiligt. Durch
eine Verweigerung der Mittelbewilligung könnten parlamentarische Körperschaften
die nationale Beteiligung an militärischer Gewaltanwendung verhindern oder rück-
gängig machen.

Kontrollressourcen

Die Kontrollrechte im Sinne eines parlamentarischen monitoring militärischer Ge-
waltanwendungen der Exekutive können ebenfalls eine Machtressource darstellen.
Parlamentarische Kontrolle im Sinne von checks and balances ist allerdings nur dann
wirksam, wenn sie mit Sanktionsmöglichkeiten verknüpft ist. Daher sind die Kon-
trollressourcen eng mit den übrigen Machtressourcen verkoppelt.

Zur Messung der Kontrollressourcen ist zunächst zu fragen, über welche Instru-
mente und Verfahren die Parlamente verfügen, um Kontrolle auszuüben. Das breite
Repertoire an Kontrolloptionen umfasst zum Beispiel die interpellativen Instrumente
oder das Recht, Untersuchungsausschüsse einzurichten. Kontrolle kann auch durch
Fachausschüsse ausgeübt werden, weswegen es für die Analyse der Kontrollressour-
cen wichtig ist, ob entsprechende Fachausschüsse eingerichtet sind und – wenn ja –
welche Kompetenzen diese haben. Relevant sind zudem das Zitierrecht von Parlament
und Ausschüssen sowie die Möglichkeiten, Zugang zu sicherheitspolitisch wichtigen
Informationen zu erhalten.

In einem zweiten Schritt ist zu fragen, welche Akteure von den vorhandenen In-
strumenten Gebrauch machen können. Da in parlamentarischen Demokratien die kri-
tische Kontrolle vorwiegend von der Opposition ausgeübt wird, sind die Kontroll-
verfahren daraufhin zu überprüfen, ob sie auch von parlamentarischen Minderheiten
oder gar von einzelnen Abgeordneten genutzt werden können.

Schließlich ist die zeitliche Dimension parlamentarischer Kontrolle von Belang:
Findet die Kontrolle begleitend oder nachgelagert zum Entscheidungsprozess der
Exekutive statt? Eine effektive zeitgleiche Kontrolltätigkeit kann insbesondere im

3.2.2.
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sicherheitspolitischen Bereich durch spezifische Geheimhaltungsbestimmungen fak-
tisch verhindert werden.

Kommunikationsressourcen

Kommunikationsressourcen erweitern die parlamentarische Macht in Fragen der mi-
litärischen Gewaltanwendung, indem Parlamente die Möglichkeit haben, über si-
cherheitspolitische Fragen öffentlich zu diskutieren und die Regierung in öffentlicher
Debatte zur rationalen Begründung und normativen Rechtfertigung militärischer
Maßnahmen zu zwingen. Auch hier ist für die Bestimmung der parlamentarischen
Kommunikationsressourcen gerade im Hinblick auf die Sicherheitspolitik wichtig,
inwieweit sich die Regierung auf Geheimhaltungsbefugnisse berufen kann.

Parlamentarische Kommunikationsressourcen beeinflussen das Regierungshan-
deln selten unmittelbar, sondern entfalten ihre politische Wirkung auf dem Umweg
einer Mobilisierung der (Medien-)Öffentlichkeit. Aber die Öffentlichkeitsressource
kann von beiden Seiten angezapft werden: Einerseits geben parlamentarische Debat-
ten der Opposition Gelegenheit zur Kritik am Regierungshandeln und zum Aufzeigen
politischer Alternativen. Doch andererseits bieten parlamentarische Debatten auch
der Regierung (und der sie tragenden Parlamentsmehrheit) die Gelegenheit, die Öf-
fentlichkeit bzw. die sie unterstützenden Wählerschichten zu mobilisieren und da-
durch ihre Position zu stärken.

Um die entsprechenden Kommunikationspotenziale zu messen, gilt es jeweils zu
erheben, welche parlamentarischen Einheiten (Mehrheit oder Minderheit) eine De-
batte über die Entsendung von Truppen auf die Agenda des Parlaments setzen können.
Eine derartige parlamentarische Agenda-Setzung kann in Form von Dringlichkeits-
debatten oder der Anberaumung außerordentlicher Sitzungen des Parlaments statt-
finden. Wichtig ist, wer die Herrin der Tagesordnung ist und welche Möglichkeiten
parlamentarische Minderheiten haben, die Agenda des Parlaments (mit) zu bestim-
men.

(Ab-)Wahlressourcen

Die Abwahl von für die Sicherheitspolitik verantwortlichen Regierungsmitgliedern
oder des gesamten Kabinetts stellt theoretisch eine sehr starke parlamentarische
Machtressource dar, ist allerdings grundsätzlich auf parlamentarische Regierungs-
systeme beschränkt. In den semi-präsidentiellen Demokratien muss analysiert wer-
den, welcher Exekutivakteur (Regierungschef oder Präsident) die zentralen Kompe-
tenzen im Bereich der Sicherheitspolitik hat und welche Möglichkeiten dem
Parlament zur Verfügung stehen, den entsprechenden Akteur seines Amtes zu ent-
heben.

In der Praxis stützt sich die Regierung in parlamentarischen Demokratien auf die
Parlamentsmehrheit (Ausnahme: Minderheitsregierungen). Aus diesem Grund dürfte

3.2.3.

3.2.4.
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der tatsächliche Rückgriff auf diese Machtquelle auf wenige Situationen beschränkt
bleiben, in denen die ansonsten stabilen Mehrheitsverhältnisse (Fraktions-/Koaliti-
onsdisziplin) im Parlament aufbrechen, oder in denen das Parlament in Konflikte
innerhalb der Regierung eingreift. Eine stärkere Rolle dürfte die Abwahlressource in
Systemen spielen, die von häufigen Minderheitsregierungen geprägt sind.

Bei der Möglichkeit der Abwahl des Regierungschefs handelt es sich um eine po-
litikfeldübergreifende Ressource. Eine spezifische sicherheitspolitische Abwahl-
macht haben Parlamente dann, wenn sie auch über das Recht verfügen, Fachminister,
politikfeldspezifisch hier den Verteidigungs- oder den Außenminister, zum Rücktritt
zu zwingen, ohne damit die gesamte Regierung zu stürzen. Dies gibt dem Parlament
eine differenzierte und differenzierende Machtoption in die Hand.

Paks-Typologie zur Stärke parlamentarischer Macht in Fragen militärischer
Gewaltanwendung

Im Hinblick auf den monadischen Frieden können Demokratien nach den genannten
spezifischen parlamentarischen Machtressourcen fünf Typen zugeordnet werden
(vgl. Tab. 1). Im Sinne eines Entscheidungsbaums sind die legislativen Ressourcen
maßgeblich. Damit diese Machtquellen zur Geltung kommen können, müssen sie aber
durch ein Mindestmaß bei den weiteren Ressourcen flankiert werden. Die Berück-
sichtigung der weiteren Machtdimensionen ermöglicht es außerdem, bei Bedarf die
Grobeinteilung innerhalb der einzelnen Typen weiter auszudifferenzieren.

Der höchste Grad an Kontrollmacht in Fragen militärischer Gewaltanwendung und
damit die höchste Stufe der Demokratisierung militärischer Sicherheitspolitik kommt
denjenigen Staaten zu, in denen Parlamente vorab – durch Entsenderecht, Budgetrecht
oder Neutralitätsbestimmungen – jegliche militärische Kriegsbeteiligung verhindern
können und zwar in Form einer obligatorischen Einzelfallentscheidung (Typ: »com-
prehensive«). Die zweite Stufe bilden Parlamente, bei denen eine ex-ante-Zustim-
mung nicht für jeden Einzelfall militärischer Gewaltanwendung (Typ: »selective«)
eingeholt werden muss; die Regierung hat hier also Ausweichmöglichkeiten. Die
dritte Kategorie umfasst diejenigen Systeme, die zumindest ein nachträgliches par-
lamentarisches Vetorecht kennen, in denen Parlamente eine Kriegsbeteiligung zwar
nicht im Vorfeld verhindern, aber immerhin später wieder rückgängig machen können
(Typ: »deferred«); diese Kategorie orientiert sich am Muster des US-amerikanischen
War Powers Act. An vierter Stelle stehen Parlamente, die die jeweilige Regierung
über Truppenentsendungen informieren muss, die diese Entscheidung aber nicht ver-
hindern oder rückgängig machen können (Typ: »basic«). Die letzte Kategorie ist für
politische Systeme reserviert, in denen Parlamente über keine spezifischen Machtres-
sourcen in Fragen militärischer Gewaltanwendung verfügen. Selbst eine Unterrich-
tung der Parlamente durch die Regierungen ist hier nicht obligatorisch vorgesehen,
sondern liegt im Ermessen der Exekutive (Typ: »deficient«).

3.3.
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Tabelle 1: Paks-Typologie zur Stärke parlamentarischer Macht in Fragen
militärischer Gewaltanwendung

Typ: Erläuterung:

(1) comprehensive ex-ante-Zustimmung bei Truppenentsendung, große Kontroll-
und Öffentlichkeitskapazitäten

(2) selective ex-ante-Zustimmung mit Ausnahmen, große Kontroll- und
Öffentlichkeitskapazitäten

(3) deferred ex-post-Zustimmung, große Kontroll- und
Öffentlichkeitskapazitäten

(4) basic obligatorische Unterrichtung, große Kontroll- und
Öffentlichkeitskapazitäten

(5) deficient keine spezifischen Kompetenzen, wenig Kontroll- und
Öffentlichkeitskapazitäten

Die Kontrollmacht der 25 europäischen Parlamente im Feld der militärischen Si-
cherheitspolitik, speziell bei der Frage militärischer Gewaltanwendung, ist entlang
der oben dargestellten vier politikfeldspezifisch konzeptualisierten parlamentari-
schen Machtressourcen erhoben worden. Die Datensammlung umfasste neben der
Analyse von Rechtstexten (Verfassungen, Gesetzen und Geschäftsordnungen) sowie
länderspezifischer und übergreifender Literatur auch eine fragebogengestützte Pri-
märerhebung bei allen 25 europäischen Parlamenten, die durch Telefoninterviews
ergänzt wurde. Dieser Aufwand bei der Datenerhebung war notwendig, da die allei-
nige Analyse der formalen Rechtstexte – wie beispielsweise der Verfassungsdoku-
mente – in etlichen Fällen keinen vollständigen, differenzierten Aufschluss über die
parlamentarischen Machtressourcen ergeben hätte.

Die komplexe Rechtslage und die Notwendigkeit einer aufwändigen Recherche
lassen sich am Fall der Niederlande anschaulich illustrieren. Hier reichte die reine
Analyse des Verfassungstextes zur Erhebung der legislativen Machtressourcen des
Parlaments nicht aus. Der Verfassungstext legt in Artikel 92 Absatz 1 fest, dass in
den Niederlanden beide Parlamentskammern einer offiziellen Kriegserklärung zu-
stimmen müssen.24 Mit Blick auf militärische Gewaltanwendung unterhalb der
Schwelle einer offiziellen Kriegserklärung wurde die Verfassung im Jahre 2000 um
einen neuen Artikel ergänzt. Gemäß Artikel 100 Absatz 1 muss die Regierung beide
Kammern vor der Entsendung von niederländischen Truppen ins Ausland unterrich-
ten. Jedoch schränkt Absatz 2 dieses Artikels diese generelle ex ante-Informations-
pflicht der Regierung mit dem Hinweis auf »zwingende Gründe« sogleich wieder ein.
In solchen Fällen sollen beide Kammern erst zum »frühestmöglichen Zeitpunkt« von
der Entsendeentscheidung Kenntnis erhalten. Die Bestimmungen des Artikels 100

24 Vgl. zum Folgenden ausführlich Dieterich (2007 b).
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nennen allerdings weder den genauen Zeitpunkt, noch den Umfang oder den Inhalt
der Information, die die Regierung dem Parlament übermitteln muss. Darüber hinaus
wird auch nicht klar, inwieweit die Informationspflicht im Sinne eines »material right
of approval« des Parlaments zu bewerten ist (Besselink 2003: 567 f). Um diese offe-
nen Fragen zu klären, verfasste die niederländische Regierung im Jahre 2001 ein
review protocol, das die Vorgehensweise und die Kriterien des Entscheidungspro-
zesses zur Truppenentsendung festlegt.25 Nach den Bestimmungen dieses Protokolls
informiert die Regierung beide Parlamentskammern zu einem frühen Zeitpunkt in
Form eines Briefs über eine mögliche Teilnahme niederländischer Truppen an einer
Militärmission im Ausland. Sollte sich die Regierung zu einem späteren Zeitpunkt
schließlich für die Entsendung von Soldaten entscheiden, dann informiert sie das
Parlament über diesen Beschluss erneut in einem Brief, der detaillierte Informationen
über die Anzahl der zu entsendenden Truppen und das Mandat enthalten muss. Die
Ausschüsse für Auswärtige Angelegenheiten und Verteidigung erörtern diesen Brief
mit den jeweiligen Ministern und am Ende dieser Debatte stimmen die Sprecher der
politischen Fraktionen für oder gegen eine Truppenentsendung. Falls es sich um einen
besonders kontrovers diskutierten Militäreinsatz handelt, findet eine Plenardebatte
statt, in welcher Parlamentsabgeordnete einen Antrag zur Abstimmung über die Ent-
sendeentscheidung stellen können.26

Das Beispiel der Niederlande macht deutlich, wie kompliziert die Rechtslage allein
in der legislativen Dimension der »war powers«, dem Entsenderecht, ausgestaltet sein
kann. Durch Fragebogen und Telefoninterview ließ sich in diesem Fall beim nieder-
ländischen Parlament recherchieren, in welchem rechtlichen Bezugsrahmen (Review
Protocol und Briefe) der Entscheidungsprozess zur Truppenentsendung verankert ist.
Um dem komplexen Verständnis der paks-Typologie zur Stärke parlamentarischer
Macht in Fragen militärischer Gewaltanwendung mit den zugrunde liegenden vier
Dimensionen parlamentarischer Machtressourcen Rechnung tragen zu können, war
es notwendig, die jeweils relevante Rechtsgrundlage von Parlament zu Parlament auf
diesem aufwändigen Wege zu ermitteln.

Die Auswertung der Daten und die Klassifizierung der untersuchten 25 Staaten
anhand der paks-Typologie ergibt den in Tabelle 2 dargestellten Befund. Wie sich
erkennen lässt, ist die Gruppe der starken Parlamente (»comprehensive«) auch die-
jenige mit den meisten, nämlich elf, Fällen. Das heißt: In mehr als einem Drittel aller
untersuchten Demokratien hat das Parlament eine Veto-Spieler-Position inne, wenn
es um eine Beteiligung an militärischen Konflikten im Ausland geht. Eine Reihe von

25 Vgl. das Review Protocol 2001 (AVT01/BZ64109).
26 Die Kriterien des Protokolls gelten allerdings nicht für die Teilnahme niederländischer

Truppen an Militäreinsätzen im Rahmen von NATO- und WEU-Vertragsverpflichtungen
(Besselink 2003: 568 f). Ebenfalls von der Informationspflicht ausgenommen sind Spezi-
aloperationen wie beispielsweise bestimmte Formen der militärischen Unterstützung von
Bündnispartnern und im Rahmen des »fight against international terror«. Die konkreten
Verfahren, die bei der Entsendung von Truppen zu dieser Art von militärischer Gewalt-
anwendung zum Tragen kommen, wurden im August 2000 in einem Brief des damaligen
niederländischen Verteidigungsministers dargelegt (Letter of the Minister of Defence,
House of Representatives 26.800X, no. 46 1999/2000 session of 23 August 2000).
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Kleinstaaten findet sich in dieser Kategorie, aber auch militärisch relevante Länder
wie Deutschland, Italien, Finnland, Ungarn oder Österreich. Interessanterweise ge-
hört zu dieser Kategorie auch eine beachtliche Anzahl von jüngeren Demokratien.
Dies deutet darauf hin, dass beim constitutional engineering im Zuge der post-sozia-
listischen Transformation die Herausforderungen des »new interventionism« (Sted-
man 1993) bereits Berücksichtigung gefunden haben.

Vier Staaten gehören dem »selective«-Typ an, wobei sich die Ausnahmeregelun-
gen, die zu dieser Einstufung geführt haben, unterscheiden: In einem Fall ist die
Truppenstärke entscheidend (Irland), bei zwei Fällen die Qualität des Einsatzes (Dä-
nemark, Niederlande) und beim vierten (Schweden) sind es beide Faktoren. Die
kleinste Gruppe bildet der »deferred«-Typ mit nur zwei Fällen (Tschechische Repu-
blik und Slowakei). Die »basic«-Gruppe, in der es zumindest zu einer obligatorischen
Unterrichtung des Parlaments über die Truppenentsendung durch die Regierung
kommen muss, setzt sich aus vier Staaten zusammen: Belgien, Spanien, Polen und
Portugal. Zur Kategorie »deficient« zählen Zypern, Frankreich, Griechenland und –
eher überraschend – auch die Mutter des modernen Parlamentarismus, das britische
Unterhaus.

Tabelle 2: Verteilung der Fälle in der paks-Typologie zur Stärke parlamentarischer
Macht in Fragen militärischer Gewaltanwendung zum Zeitpunkt des
Irakkrieges 2003

Typ comprehensive selective deferred basic deficient

Fälle AUT
EST
FIN
GER
HUN
ITA

LAT
LIT

LUX
MAL
SLO

DEN
IRE
NED
SWE

CZK
SLK

BEL
ESP
POL
POR

CYP
FRA
GBR
GRE

Für die Zwecke dieser Fallstudie wurde der Stand der parlamentarischen Kontroll-
macht in Bezug auf die militärische Gewaltanwendung im Frühjahr 2003 erfasst.
Mittlerweile haben sich in einigen Ländern die Machtressourcen verändert, sodass
eine Einstufung heute zu einer etwas anderen Gruppierung führen würde. In Spanien
und Zypern wurden beispielsweise die parlamentarischen Machtressourcen deutlich
erweitert, während es in Ungarn zu einer Einschränkung der parlamentarischen Kon-
trollrechte im Bereich der militärischen Sicherheitspolitik gekommen ist.

Die militärische Beteiligung europäischer Staaten am Irakkrieg 2003

Ähnlich undifferenziert wie die Kategorie der »Demokratie« behandelt die Forschung
über den Demokratischen Frieden bisher meist auch die Kategorie der »Kriegsbetei-

4.
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ligung« (Hummel 2007 a). Der Großteil der einschlägigen empirisch-statistischen
Analysen bezieht sich in der Regel auf die beiden Ausprägungen »Kriegsbeteiligung«
bzw. »keine Kriegsbeteiligung« in der Correlates-of-War-Datenbank über zwischen-
staatliche Kriege (COW). Immerhin enthält diese auch Angaben über die Dauer der
Kriege nach Jahren und bemüht sich zunehmend um die Differenzierung verschie-
dener, ineinander übergehender oder miteinander verflochtener Kriege.27 Auf der
Basis der COW-Daten ist aus monadischer Sicht die Feststellung eines geringeren
Ausmaßes der Gewaltanwendung nur indirekt möglich, zum Beispiel über die Zahl
der Kriegstoten, die Dauer des Krieges bzw. der Kriegsbeteiligung oder die Zuord-
nung von Auseinandersetzungen zu bestimmten Kriegstypen.

Daneben existieren differenziertere Kriegsstatistiken, die zusätzlich zu den klassi-
schen zwischenstaatlichen Kriegen auch andere Kriegsformen sowie militarisierte
Konflikte unterhalb der üblicherweise angelegten Kriegsschwelle umfassen.28 Da-
durch wird es immerhin möglich, beispielsweise beim »Irakkrieg« zwischen den spo-
radischen Bombardierungen durch die US-Air Force und die britische Luftwaffe vor
2003, dem internationalen Krieg von März bis Mai 2003 und dem sich anschließenden
innerstaatlichen Konflikt mit externer Beteiligung ab Juni 2003 zu unterscheiden.

Dennoch sind die Kriegsbeschreibungen und Kodierungen einschlägiger Daten-
banken wie COW, Uppsala Conflict Data Program/International Peace Research In-
stitute, Oslo (UCDP/PRIO), Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung (AKUF)
oder die Datenbank KOSIMO des Heidelberger Instituts für Internationale Konflikt-
forschung aus der Sicht der monadischen Forschung über den Demokratischen Frie-
den nach wie vor unbefriedigend. Kostenträchtiges oder lebensgefährliches sicher-
heitspolitisches Handeln im Sinne des Kant‹schen Kalküls, wie zum Beispiel Beiträge
zur Kriegsfinanzierung oder die Entsendung rückwärtiger Militäreinheiten (Pioniere,
medizinische Teams usw.) in das Krisengebiet, bleiben unberücksichtigt. Formen der
Kriegsbeteiligung unterhalb der Entsendung von Kampftruppen, wie zum Beispiel
Nachschub und Logistik, Minenräumung und ABC-Waffen-Abwehr, Aufklärung,
Überlassung von Militärbasen oder Gewährung von Transit- und Überflugrechten,
werden von den gängigen Datenbanken weitgehend ignoriert. Angesichts der insbe-
sondere bei Demokratien verbreiteten Tendenz zu multilateralen Einsätzen kommt
als weiteres Problem hinzu, genau zu bestimmen, welche Koalitionsmitglieder tat-
sächlich als Kriegsbeteiligte zu werten sind und ob ein bestimmtes Land bereits durch
seine Mitgliedschaft in einer kriegführenden Militärallianz zur Kriegspartei wird.
Gerade in Bezug auf den Irakkrieg 2003 zeigt sich die Relevanz dieses Punktes, denn
über die Frage, welches Land sich ab wann an welchem »Irakkrieg« beteiligte und
welche der teilweise parallelen multinationalen Missionen (UN-Operationen, Coali-
tion of the Willing, NATO Training Mission, Schutz des NATO-Mitglieds Türkei)
als Kriegsbeteiligung zu betrachten ist, wird heftig gestritten. Kurzum: Die bisherige

27 Die ursprüngliche Fassung Singer/Small (1972) wurde in der Folgezeit laufend aktualisiert
und differenziert, vgl. Small/Singer (1982); Singer/Small (1994); Sarkees (2000); danach
weitere Updates auf der COW-Webseite.

28 Vgl. vor allem die Datenbank des Heidelberger Instituts für Internationale Konflikte
(HIIK), die HIIK-Webseite und Pfetsch/Rohloff (2000).
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Forschung wird der Komplexität der Frage einer Kriegsbeteiligung jedenfalls aus
monadischer Perspektive nicht gerecht.

Die Beteiligung von Staaten an militärischen Konflikten soll daher eine neue paks-
Kriegsbeteiligungstypologie erfassen. Sie geht von der bisherigen Dichotomie
»Kriegsbeteiligung« bzw. »keine Kriegsbeteiligung« ab und erfasst stattdessen ge-
mäß der monadischen Version des Demokratischen Friedens in ihrer utilitaristischen
Begründung ein Kontinuum zunehmender Kriegsbeteiligung. Ausgangspunkt dieser
Typologie ist nicht die Bedeutung des jeweiligen nationalen militärischen Beitrags
für die Kriegführung, sondern dessen Beurteilung durch die Bürgerinnen und Bürger
des Entsendestaates im Hinblick auf das Kant‹sche Kosten-Nutzen-Kalkül.29 In die-
sem Zusammenhang genügt es, den Grad der von den Bürgerinnen und Bürgern
wahrgenommenen Kriegsbeteiligung nach den folgenden Überlegungen in mehrere
Stufen einzuteilen. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass das Leben der eigenen
Soldaten im Kalkül »postheroischer« Gesellschaften einen besonders hohen Preis für
eine Kriegsbeteiligung darstellt (Smith 2005). Die Größenordnung der finanziellen
Kosten für die eigene Kriegsbeteiligung wiederum hängt im Wesentlichen von der
Art der eingesetzten Waffengattung bzw. der Art der Kriegführung und vom Umfang
der eingesetzten Streitkräfte ab. Es kann davon ausgegangen werden, dass der Einsatz
von Luftwaffe und Marine deutlich teurer zu veranschlagen ist als der Einsatz von
Bodentruppen und der Einsatz in Kampfgebieten kostenintensiver als die rückwärtige
Unterstützung.

Insgesamt unterscheidet die paks-Typologie folgende fünf Stufen der Kriegsbetei-
ligung aus utilitaristischer Perspektive (vgl. Tab. 3): Typ 5, die niedrigste Stufe, ent-
fällt auf die Kategorie »keine militärische Belastung«. Die nächst höhere Stufe 4 wird
durch »logistische Hilfe« mit geringen Kosten und vernachlässigbarer Gefahr für das
Leben der eigenen Bürger erreicht. In Stufe drei werden »rückwärtige Bodentruppen«
(geringe Einsatzkosten, höhere eigene Gefährdung) eingesetzt, in Stufe zwei »Luft-
und Seestreitkräfte« als Kampftruppen mit geringer eigener Gefährdung, aber hohen
Einsatzkosten, sowie in der höchsten Stufe 1 hoch gefährdete »Bodenkampftruppen«.

29 Rüstungstransfers sind hier nicht berücksichtigt. Sie sollten als eigenes Politikfeld behan-
delt werden, da für sie ein anderes parlamentarisches Kontrollregime gilt und sie im öf-
fentlichen Diskurs anderen Kalkülen (zum Beispiel Arbeitsplatzargument) unterliegen.
Ebensowenig einbezogen werden finanzielle Kriegskontributionen außerhalb der Finan-
zierung der eigenen Streitkräfte, die im Falle des Golfkrieges 1990/91 eine große Rolle
spielten und die im Sinne des burden sharing ausdrücklich als Äquivalent für die Entsen-
dung von Streitkräften dargestellt wurden. Doch auch dafür gilt ein anderes Kontrollre-
gime, und außerdem ist die Abgrenzung gegenüber Zahlungen im Rahmen anderer Auf-
gaben, wie zum Beispiel Entwicklungszusammenarbeit, humanitäre Hilfe, Unterstützung
internationaler Organisationen, Kompensationszahlungen bei Rüstungsbeschaffungen
oder Truppenstationierungen, schwierig.
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Tabelle 3: paks-Typologie zum Grad der Kriegsbeteiligung

Grad der Kriegsbeteiligung (utilitaristische Sicht)

1 = Bodenkampftruppen
(Kampftruppen mit hoher eigener Gefährdung)

2 = Luft- und Seestreitkräfte
(Kampftruppen mit geringer eigener Gefährdung, aber hohen Einsatzkosten)

3 = rückwärtige Bodentruppen
(Geringe Einsatzkosten, gewisse eigene Gefährdung)

4 = logistische Hilfe
(Geringe Einsatzkosten, keine eigene Gefährdung)

5 = keine militärische Beteiligung
(Keine Einsatzkosten, keine eigene Gefährdung)

Für die 25 Fälle des Samples wurden im Rahmen des paks-Projekts Daten über die
jeweilige Beteiligung an der Irakintervention 2003 zusammengetragen, die u. a. auf
zwei einschlägigen Berichten für den US-Kongress beruhen (Copson 2003; Hildreth
et al. 2003). Die Auswertung bezog sich auf die höchste erreichte Beteiligungsstufe
bei der Vorbereitung und Durchführung des internationalen Krieges zwischen der
Coalition of the Willing und dem Irak im Zeitraum von Januar bis April 2003.30

Jenseits eines vermeintlichen Commonsense darüber, welcher Staat sich wie am
Irakkrieg 2003 beteiligt hat, zeigt die genaue Erhebung der Kriegsbeteiligung gemäß
der paks-Typologie einige kontraintuitive Befunde, die durchaus auch von der rhe-
torischen Position der jeweiligen Regierung zum Irakkrieg – sowohl als Unterstüt-
zerin wie Kritikerin – abweichen können (vgl. Tab. 4).

30 Die Kampfhandlungen starteten offiziell am 20. März 2003. Die Phase der Kriegsvorbe-
reitung auf Seiten der USA begann jedoch spätestens mit der Annahme der Joint Resolution
to Authorize the Use of United States Armed Forces Against Iraq durch den US-Kongress
am 11. Oktober 2002. Am 1. Mai 2003 erklärte US-Präsident Bush die größeren Kampf-
handlungen im Irak für beendet.
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Tabelle 4: paks-Typologie zum Grad der Kriegsbeteiligung am Irakkrieg 2003 in der
Interventionsphase

Beteiligung: (1) Boden-
truppen

(2) Luft- und
Seestreitkräfte

(3) rückwärtige
Streitkräfte

(4) logistische
Hilfe

(5) keine
Beteiligung

Fälle: POL
GBR

DEN CZE
ESP
LIT

BEL
CYP
EST
FRA
GER
GRE
HUN

IRE
ITA
LAT
NED
POR
SLK
SLO

AUT
FIN
LUX
MAL
SWE

Zunächst fällt auf, dass sich nur vergleichsweise wenige Staaten mit eigenem per-
sonalen Risiko direkt am militärischen Konflikt beteiligten. Nur zwei europäische
Länder entsandten Bodentruppen ins Kampfgebiet, ein weiteres immerhin Luft- und
Seestreitkräfte. Drei schickten rückwärtige Truppen (ABC-Abwehreinheit, Militär-
hospital, Transportspezialisten) ins Kriegsgebiet. Die weitaus meisten Staaten be-
schränkten sich während der Interventionsphase auf logistische Hilfe oder enthielten
sich völlig der Beteiligung am Krieg.

Erstaunlich ist allerdings die lange Liste der Länder, die sich am Krieg logistisch
beteiligten, also die Nutzung von Militärstützpunkten, Flughäfen und Seehäfen er-
laubten oder Transit- und Überflugrechte gewährten. Darunter befinden sich auch
prominente Kritiker des Irakkrieges wie Deutschland, Frankreich und Belgien sowie
neutrale oder nicht-alliierte Länder wie Irland und Zypern.

Zusammenhänge zwischen parlamentarischer Macht und Kriegsbeteiligung

Kreuztabellierung und Tabelleninterpretation

Mit der Erhebung der parlamentarischen Macht bei Fragen militärischer Gewaltan-
wendung in 25 europäischen Staaten und deren Beteiligung am Irakkrieg 2003 liegen
zwei Typologien vor, die miteinander in Beziehung gesetzt werden können.

Gemäß der Hypothese vom »parlamentarisch-demokratischen Frieden« sollte das
Ausmaß der nationalen Kriegsbeteiligung mit zunehmender sicherheitspolitischer
Macht der jeweiligen Parlamente abnehmen. Die Hypothese vom »parlamentarisch-
demokratischen Frieden« lässt sich aber nicht einfach umkehren: Staaten mit schwa-
chen Parlamenten müssen sich nicht zwangsläufig hochgradig am Krieg beteiligt ha-
ben. In diesen Fällen waren vielmehr die Regierungen in ihrem Handeln
uneingeschränkt und konnten auf der Grundlage einer seitens der Parlamente unbe-
helligten Präferenzbildung über eine Kriegsbeteiligung entscheiden. Das Ergebnis der
Präferenzbildung konnte auch sein, dass sich diese Staaten nur geringfügig oder über-
haupt nicht am Krieg beteiligt haben – ohne dass dies das Ergebnis einer parlamen-

5.

5.1.

Aufsätze

26

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2009-1-5
Generiert durch IP '18.224.30.37', am 07.06.2024, 18:14:10.

Das Erstellen und Weitergeben von Kopien dieses PDFs ist nicht zulässig.

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2009-1-5


tarischen Intervention gewesen sein muss. Eine Kriegsablehnung kann in diesen Fäl-
len im spezifischen Kalkül der Regierungen gelegen haben.

Mit Blick auf die Systeme mit sicherheitspolitisch schwachen Parlamente lässt sich
nichtsdestoweniger eine Erwartung aus der Hypothese ableiten: Unter den Demokra-
tien, die mit hohem Kosteneinsatz an der militärischen Gewaltanwendung im Irak
partizipierten, sollten sich keine Systeme mit starken parlamentarischen Machtres-
sourcen in der militärischen Sicherheitspolitik befinden. Vielmehr sollten kriegsen-
gagierte Fälle in den Typen zu finden sein, in denen die Parlamente wenig bis kein
Mitspracherecht bei militärischer Gewaltanwendung haben (d. h. in der »basic«- und
»deficient«-Gruppe).

Die Verteilung der Fälle über die Zellen in Tabelle 5 bestätigt auf den ersten Blick
die Hypothese vom »parlamentarisch-demokratischen Frieden«. In der Tat haben sich
die Staaten mit starken sicherheitspolitischen Parlamenten nur zurückhaltend am
Irakkrieg 2003 beteiligt. Die oberen beiden Zellen der »comprehensive«-Spalte blei-
ben leer. In der dritten Zelle findet sich mit Litauen nur ein einziger Fall. Ansonsten
haben sich Staaten mit ausgeprägter parlamentarischer Macht in der militärischen
Sicherheitspolitik höchstens in Form logistischer Hilfe engagiert. In Polen und Groß-
britannien, den beiden Staaten aus der Gesamtgruppe, die sich als einzige mit Bo-
denkampftruppen an der Intervention beteiligt haben, spielten die Parlamente bei den
entsprechenden Entscheidungsprozessen de jure eine nur nachrangige Rolle. Auch
diese Fälle bestätigen die Hypothese vom »parlamentarisch-demokratischen Frieden«
insofern, als die abgeleitete Erwartung erfüllt worden ist, dass diejenigen Staaten, die
sich weitreichend an der militärischen Auseinandersetzung beteiligt haben, keine si-
cherheitspolitisch starken Parlamente haben sollten.

Tabelle 5: Parlamentarische Macht in Fragen militärischer Gewaltanwendung und
die Beteiligung an der Interventionsphase des Irakkrieges 2003

 Stärke parlamentarischer Macht:

 comprehensive selective deferred basic deficient

G
ra

d 
de

r K
rie

gs
be

te
ili

gu
ng

: 1    POL GBR

2  DEN    

3 LIT  CZK ESP  

4
EST HUN

LAT GER ITA
SLO

NED IRE SLK BEL POR CYP GRE
FRA

5 AUT LUX
FIN MAL SWE    
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Der Befund entspricht aber nicht vollständig der Hypothese vom »parlamentarisch-
demokratischen Frieden«: So hat zum Beispiel in Dänemark das Parlament der Ent-
sendung von Soldaten zugestimmt, obwohl die Bevölkerung den Krieg mehrheitlich
deutlich abgelehnt hat und obwohl die Ausnahmeklausel, welche keine Zustimmung
des Parlaments zu peacekeeping-Missionen verlangt, in dieser Situation nicht griff.
Auch Litauen, das zur Gruppe der »comprehensive«-Fälle gehört, sticht mit seiner
vergleichsweise hohen Beteiligung am Irakkrieg heraus.

Kreuztabellierung und statistische Maßzahlen

Mithilfe statistischer Maßzahlen können das Tabellenbild und der Zusammenhang
der beiden Variablen noch präziser interpretiert werden.31 Die Berechnung von Kor-
relationskoeffizienten liefert Hinweise darauf, inwiefern das Tabellenbild überzufäl-
lig ist, also ob und inwieweit die Verteilung der Fälle von dem Muster abweicht, das
bei einer rein zufälligen Verteilung zu erwarten gewesen wäre.

Tabelle 6: Statistische Maßzahlen für den Zusammenhang zwischen
sicherheitspolitischer Macht von Parlamenten und dem Grad der
Kriegsbeteiligung

 Wert näherungsweise
Signifikanz

Ordinalmaß
Kendall Tau-b -0,376 0,005

Gamma -0,537 0,005

Intervallmaß Pearson‹s-R -0,443 0,027*

Anzahl der gültigen Fälle 25

* basierend auf normaler Näherung

Berechnet man auf der Grundlage der Tabellenwerte gängige Korrelationskoeffizi-
enten (Kendall Tau-b, Gamma und Pearson‹s R), bestätigt sich der angenommene
Zusammenhang zwischen den beiden Variablen, der sicherheitspolitischen Macht auf
der einen und dem Grad der Kriegsbeteiligung auf der anderen Seite (Tab. 6): Alle
drei Zusammenhangmaße liegen deutlich über 0,3 und dies auf einem hohen Signi-

5.2.

31 Für wertvolle methodische Hinweise danken wir Peter Hartmann (Heinrich-Heine-Uni-
versität Düsseldorf). Ebenfalls danken wir Frederik Landshöft für die Unterstützung bei
den Berechnungen.
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fikanzniveau.32 Die Korrelationswerte verweisen somit auf einen vergleichsweise
starken Zusammenhang zwischen parlamentarischer Macht und Kriegsbeteiligung.

Bei der Interpretation dieser Werte ist jedoch Vorsicht geboten. So kann bei allen
drei Maßzahlen die niedrige Fallzahl von 25 zur Folge haben, dass die Kalkulations-
ergebnisse leicht bis erheblich verzerrt werden. Weitere, spezifische Probleme sind
bei der Interpretation zu berücksichtigen: Um Pearson‹s R zu berechnen, wird die
Äquidistanz zwischen den Variablenausprägungen vorausgesetzt. Tatsächlich han-
delt es sich jedoch bei den beiden Typologien um ordinal skalierte Variablen, die eine
Reihung der Ausprägungen erlaubt; man kann aber nicht davon ausgehen, dass die
Punkte der Reihe in gleichen Abständen stehen.

Der Zusammenhang zwischen zwei ordinal skalierten Variablen wird üblicherwei-
se mit Maßzahlen wie Tau-b oder Gamma kontrolliert, die auch für den vorliegenden
Zusammenhang kalkuliert worden sind (Tab. 6). Aber auch hier ist Vorsicht bei der
Interpretation geboten: So kann neben der niedrigen Fallzahl die schiefe Randvertei-
lung in der Tabelle einen verzerrenden Einfluss auf Tau-b ausüben. Der Gamma-Wert
wiederum kann nur mit Einschränkung interpretiert werden, da der Umstand, dass
zahlreiche Zellen überhaupt keine Fälle aufweisen, Artefaktwerte bei der Kalkulation
von Gamma erzeugen könnte.

Insofern ist zwar die Aussagekraft der einzelnen Korrelationskoeffizienten für sich
genommen begrenzt. Nichtsdestoweniger legt der Umstand, dass unabhängig von-
einander alle drei kalkulierten Maße eine Überzufälligkeit der Fallverteilung anzei-
gen, nahe, dass es in der Tat ein systematisches Verteilungsmuster, d. h. einen Zu-
sammenhang zwischen der sicherheitspolitischen Stärke von Parlamenten und dem
Grad der Beteiligung des jeweiligen Landes am Irakkrieg gibt.

Um die spezifische Hypothese vom »parlamentarisch-demokratischen Frieden« zu
überprüfen, welche vermutet, dass starke Parlamente mit einer deutlichen Kriegszu-
rückhaltung des jeweiligen Staates einhergehen, wurde als weitere statistische Maß-
zahl Odds Ratio kalkuliert. Die Kalkulation von Odds Ratio bietet sich für diese Ana-
lyse an, da bei diesem Assoziationsmaß sowohl die Randverteilung als auch die
Anzahl der Fälle irrelevant sind. In der Literatur findet sich darüber hinaus die Ein-
schätzung, dass die Beziehung zwischen ordinalen oder nominalen Variablen am
besten mit dieser Maßzahl erfasst werden kann (Rudas 1998: 2). Bei ordinalen Va-
riablen kann auch die Richtung des Zusammenhangs interpretiert werden.33

Odds Ratio ist ein Maß für die Stärke des Unterschieds zwischen zwei Gruppen,
hier zwischen zwei Typen von Parlamenten (sicherheitspolitisch starken vs. schwa-
chen) hinsichtlich der Beteiligung der jeweiligen Staaten am Irakkrieg. Dabei werden
die bedingten Verteilungen der abhängigen Variablen (Grad der Kriegsbeteiligung)
für jeweils zwei verschiedene Ausprägungen der unabhängigen Variablen (sicher-

32 Zwar handelt es sich bei den Fällen nicht um Elemente einer Stichprobe; insofern haben
die Signifikanzwerte hier keine tatsächliche Aussagekraft. Sie zeigen nichtsdestoweniger
die Güte der Korrelationswerte an.

33 Aufgrund der Qualität von Odds Ratio ist eine Signifikanzeinschätzung nicht möglich.
Dies ist freilich im vorliegenden Fall unerheblich, da es sich bei den 25 Fällen nicht um
eine Stichprobe, sondern um die Erfassung der Grundgesamtheit handelt.
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heitspolitische Stärke der Parlamente) verglichen und das Verhältnis der konditiona-
len »odds« (Chancen) der Ausprägungen der abhängigen Variablen berechnet. Im
vorliegenden Fall erlaubt das Assoziationsmaß eine Aussage konkret darüber, um wie
viel größer die Chance der Kriegsbeteiligung bei den sicherheitspolitisch schwachen
Parlamenten verglichen mit der Gruppe der starken Parlamente ist.34

Um Odds Ratio zu berechnen, müssen zunächst die jeweils fünf Typen der beiden
Typologien in eine dichotome Struktur übersetzt werden, d. h. sie müssen rekodiert
werden: Die ursprüngliche 5x5-Kreuztabelle muss in eine 2x2-Kreuztabelle umge-
wandelt werden. Der Schritt, aus jeweils fünf Typen zwei zu machen, basiert auf
theoretischen Erwägungen, ist also nicht willkürlich (vgl. Tab. 7): Hinsichtlich der
Variable »Stärke parlamentarischer Macht in Fragen militärischer Gewaltanwen-
dung« werden einerseits die Typen »comprehensive«, »selective« und »deferred«
zusammengefasst, andererseits die Typen »basic« und »deficient«.35 Die ersten drei
Typen werden zusammengeführt, weil hier die Parlamente grundsätzlich eine Veto-
Spieler-Rolle einnehmen, die sich in den Feinausprägungen noch darin unterscheidet,
wann und wie pauschal sie diese ausüben können. Den Typen »basic« und »deficient«
ist gemeinsam, dass in ihren Fällen die parlamentarischen Körperschaften keinen
verbindlichen Einfluss auf die Entscheidung, Truppen in militärische Konflikte zu
entsenden, haben. Parlamente, die in diese beiden Typen eingeordnet werden, können
höchstens unverbindliche Kontroll- und Kommunikationsressourcen mobilisieren.

Bei der Variable »Grad der Kriegsbeteiligung« werden die ersten drei Typen (»Bo-
dentruppen«, »See-/Luftstreitkräfte« und »rückwärtige Truppen«) sowie die letzten
beiden Typen (»logistische Hilfe«, »keine Beteiligung«) zusammengefasst. Diese di-
chotome Rekodierung beruht auf dem oben genannten Argument, dass erst ab einer
gewissen Mindestgröße von Risiken das Kant‹sche Kostenkalkül der Bürgerinnen
und Bürger zum Tragen kommt. Die Beteiligung in Form von »logistischer Hilfe«
sowie die Nicht-Beteiligung lassen sich in einen Typus zusammenführen, da in beiden
Fällen die evidenten Kosten für die Bürgerinnen und Bürger gering sind, weil in keiner
der beiden Beteiligungsformen Truppen (»Leib und Leben« von Bürgern) eingesetzt
werden, sondern höchstens eine finanziell-infrastrukturelle Belastung zu erwarten ist
(»Hab und Gut« von Bürgern).

34 Odds Ratio nimmt Werte zwischen 0 und unendlich an. Wenn die Wahrscheinlichkeit der
Kriegsbeteiligung für schwache Parlamente und diejenige für starke Parlamente gleich
hoch ist, erreicht Odds Ratio den Wert 1.

35 In Tabelle 8 wird diese rekodierte Variable als »WPREC3_2« bezeichnet. WP = »war
powers«, REC = »rekodiert«.
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Tabelle 7: Rekodierung der Kreuztabelle für die Berechnung von Odds Ratio

Die sicherheitspolitische Stärke der Parlamente in der dichotomen Skalierung ist
die unabhängige Variable (WPREC3_2), der dichotomisierte Grad der Beteiligung
am Irakkrieg die abhängige (WIREC3_2). Für die Kalkulation von Odds Ratio wird
die ursprüngliche Kreuztabelle um 90 Grad im Uhrzeigersinn gedreht (Tab. 8).

Tabelle 8: Berechnung von Odds Ratio nach der theoretisch gestützten Rekodierung

 WIREC3_2 Gesamt 1 2

WPREC3_2
1 f11 14 f12 3 17

  2 f21 5 f22 3 8

Gesamt 19 6 25

 Odds Ratio 2,8

Die Häufigkeiten in der ersten Zeile werden – so das übliche Vorgehen – als f11
und f12 bezeichnet und die Häufigkeiten in der zweiten Zeile als f21 und f22 (Rudas
1998: 6). Die Formel sowie der kalkulierte Wert für Odds Ratio lauten:

Odds Ratio =
f11 * f22

=
14 * 3

= 2,8
 f12 * f21 3 * 5

Auf der Grundlage der theoretisch begründeten Dichotomisierung (vgl. Tab. 7 und
8) nimmt Odds Ratio also den Wert von 2,8 an. Das bedeutet auf den Zusammenhang
zwischen parlamentarischer Macht und Grad der Kriegsbeteiligung konkret übertra-
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gen: Die Chance für eine Kriegsbeteiligung ist bei den sicherheitspolitisch schwachen
Parlamenten 2,8-fach höher als bei den starken Parlamenten. Präziser formuliert: Die
Chance, dass die Kriegsbeteiligung eines Staates mit niedrigen einschlägigen
Machtressourcen des betreffenden Parlaments einhergeht, ist 2,8-mal höher als die
Chance, dass sie mit hohen parlamentarischen Machtressourcen einhergeht. Und um-
gekehrt: Die Chance, dass sich ein sicherheitspolitisch starkes Parlament an einem
Krieg beteiligt, ist 2,8-mal niedriger, als die Chance, dass sich ein schwaches Parla-
ment am Krieg beteiligt. Der Odds Ratio-Wert ist somit ein deutlicher Hinweis, dass
die Verteilung der erhobenen Fälle die Hypothese vom »parlamentarisch-demokra-
tischen Frieden« stützt.36

Schließlich muss an dieser Stelle betont werden, dass angesichts der hohen Zahl an
Freiheitsgraden, die bei einer Analyse von 25 Fällen unvermeidbar ist, der Einfluss
anderer Variablen nicht vollständig kontrolliert werden kann. Folgeanalysen könnten
diese Problematik auf zwei methodischen Wegen angehen: Entweder indem die An-
zahl der Fälle erheblich erhöht wird und damit eine systematische Kontrolle alterna-
tiver Variablen möglich wird. Oder indem Einzelfallstudien vorgenommen werden,
in denen die hinter den statistischen Zahlen vermuteten kausalen Mechanismen auf-
gedeckt werden können.

Fazit und Perspektiven

Anknüpfend an die Debatte über den Demokratischen Frieden ist in diesem Beitrag
der Zusammenhang zwischen parlamentarischer Kontrollmacht in der militärischen
Sicherheitspolitik und der Beteiligung an militärischer Gewaltanwendung untersucht
worden. Bei der Einordnung von 25 europäischen Staaten in die paks-Typologie par-
lamentarischer war powers zeigt sich eine große Bandbreite der Ausgestaltung par-
lamentarischer Macht in Fragen des militärischen Gewalteinsatzes. Für die Kriegs-
beteiligung als abhängige Variable sind die 25 Staaten ebenfalls in eine ordinale
Typologie einsortiert worden. Überprüft am Fall des Irakkrieges 2003 als einem hard
case für die zugrunde liegenden Theorieannahmen, wurde die Hypothese vom »par-
lamentarisch-demokratischen Frieden« grosso modo bestätigt. Der gewählte Analy-
seansatz, die Interpretation der Kreuztabelle sowie die statistischen Werte geben
deutliche Hinweise auf die Gültigkeit der Hypothese von der pazifizierenden Kraft
parlamentarischer Macht in Fragen militärischer Gewaltanwendung unter der Bedin-
gung einer kriegsaversen Öffentlichkeit. Die Ausgangsvermutung, dass eine demo-
kratisierte, d.h. parlamentarisierte Sicherheitspolitik zu einer höheren Friedfertigkeit
von Demokratien führen kann, wird von der hier vorgestellten Analyse deutlich un-
terstützt.

6.

36 Zur Kontrolle ist Odds Ratio zusätzlich auf der Grundlage der denkbaren alternativen Di-
chotomisierungen kalkuliert worden. Die Werte für diese Berechnungen liegen zwischen
3,5 und 5,3 und erweisen sich damit noch günstiger für die Hypothese als die theoretisch
fundierte Ausgangsberechnung (vgl. Dieterich/Hummel/Marschall 2007).
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Allerdings besteht im Hinblick auf die Annahme vom »parlamentarisch-demokra-
tischen Frieden« weiterer Forschungsbedarf, der auf mehreren Wegen angegangen
werden kann. So könnte der Untersuchungsansatz auf weitere Situationen militäri-
scher Gewaltanwendung übertragen werden. Damit ließe sich die Stabilität des Zu-
sammenhangs über den spezifischen Fall Irakkrieg 2003 hinaus überprüfen. Eine so
klare Isolierung der für den »parlamentarisch-demokratischen Frieden« relevanten
Faktoren von anderen Einflussfaktoren wie bei der hier vorgestellten Fallstudie dürfte
allerdings nur selten möglich sein.

Die im vorgenommenen methodischen Design identifizierten Zusammenhänge ge-
ben allerdings noch keine klaren Hinweise auf kausale Beziehungen. Daher wäre es
erforderlich, mittels process tracing Entscheidungsprozesse (beispielsweise zum
Verlauf des Irakkrieges) näher zu betrachten. Dieses process tracing müsste eine
doppelte Funktion erfüllen. Erstens wäre nachzuweisen, dass entsprechend mächtige
Parlamente tatsächlich ihre Regierungen bei der Anwendung militärischer Gewalt
bremsen. In parlamentarischen Systemen würde dies immerhin bedeuten, dass ent-
weder die parlamentarische Mehrheit der eigenen Regierung Schranken setzt oder
aber sich in dieser Frage Mehrheiten quer zu den üblichen Lagern formieren.

Zweitens könnten solche Prozessstudien helfen, die deviant cases zu erklären. Diese
können erst dann berechtigterweise als solche bezeichnet werden, wenn nachgewie-
sen ist, dass der »parlamentarisch-demokratische Frieden« tatsächlich funktioniert,
dass also starke Parlamente von ihrer spezifischen Macht auch Gebrauch machen und
damit eine (hohe) Kriegsbeteiligung verhindern. Die deviant cases können dann nicht
mehr als Ergebnis von systemimmanenten, d.h. für Demokratien intrinsischen Wirk-
mechanismen betrachtet werden. In Fallstudien wäre die Frage anzusprechen, ob
Faktoren wie »attitude« und »willingness«, also die Bereitschaft der Parlamente zur
Ausübung ihrer Kontrollmacht, die formalen Möglichkeiten parlamentarischer
Machtausübung im Entscheidungsprozess wieder aufheben können. Angesichts der
Befunde und der verbleibenden Rätsel erscheint es notwendig und fruchtbar, das
Forschungsprogramm zum »parlamentarisch-demokratischen Frieden« weiter zu ver-
folgen.
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